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gemeinde Frankfurt a. M. einſchließ 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 27. 


(Nr. 6597 ) Gemeindeverfaſſungs⸗Geſetz für die Stadt Frankfurt a. M. Vom 25. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen hiermit, was folgt: 


Sl. 
Das gegenwärtige Vince ſoll Geltung haben für die Stadt⸗ 


’ 


ich Sachſenhauſen und deren Gemarkung. 


2 
Der Stadtgemeinde Frankfurt a. M. ſteht die Selbſtperwaltung ihrer 
Angelegenheiten nach näherer Vorſchrift dieſes Geſetzes zu. Sie wird durch 
einen Magiſtrat und eine Stadtverordneten-Verſammlung vertreten. 


3: 

Durch übereinſtimmenden Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung können für die Stadtgemeinde Frankfurt a. M. mit Geneh⸗ 
migung der Regierung ſtatutariſche Anordnungen getroffen werden, welche jedoch 
den betehenden Geſetzen nicht widerſprechen dürfen: 

1) über ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinde, ſowie über ſolche Rechte 
und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren das gegenwärtige Geſetz 
e geſtattet, oder keine ausdrücklichen Beſtimmungen 
enthält / | 

2) über fonftige eigenthümliche Verhältniſſe und Einrichtungen, insbeſondere 
auch Vehufs Herſtellung einer etwa als wünſchenswerth ſich herausſtel⸗ 
lenden kommunalen Verbindung zwiſchen der Stadtgemeinde Frankfurt 
a. M. und deren Nachbargemeinden, vorbehaltlich der, Zuſtimmung der 
letzteren. . a 

§. 4. 


Die Vereinigung eines anderen Gemeindebezirks mit dem Bezirk der 
Jahrgang 1867. (Nr. 6597. 54 Stadt⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 9. April 1867. 
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Gemeinden und mit Genehmigung des Königs erfolgen. 0 
Andere Veränderungen des Stadtbezirks können vorgenommen werden: 


| Stadtgemeinde Frankfurt a. M. kann nur unter Zuſtimmung der betheiligten 


1) mit Genehmigung der Regierung, wenn die betheiligten Gemeinden und 9 


die Beſitzer der betreffenden Grundſtücke damit einverſtanden find, oder nur 


2) mit Genehmigung des Königs, wenn 15 Vorausſetzungen nicht zutref⸗ 
fen, die Veränderung gleichwohl aber als ein im öffenklichen Intereſſe 
liegendes dringendes Bedürfniß anzuerkennen iſt. g 


§. 5. 

Die durch Veränderungen des Stadtbezirks in Ermangelung einer Eini⸗ 
gung der Betheiligten erforderlich werdende Regulirung der Verhältniſſe erfolgt, 
unbeſchadet aller aus privatrechtlichen Titeln entſpringenden Rechte und Pflichten, 
durch Beſchluß der Regierung. 


Von den Rechten und Pflichten der Einwohner und Buͤrger 
5 der Stadtgemeinde. 


f F. 6. N 

Alle Einwohner des Stadtbezirks, mit Ausnahme der ſervisberechtigten 

i des aktiven Dienſtſtandes, gehören zur Stadtgemeinde Frank⸗ 
ut a. M. : 


Als Einwohner werden alle diejenigen betrachtet, welche im Stadtbezirke 


ihren geſetzlichen Wohnſitz haben. 


9.7. 
Alle Einwohner des Stadtbezirks ſind, unbeſchadet der durch Stiftungs⸗ 
und ſonſtige privatrechtliche Titel begründeten beſonderen Rechtsverhältniſſe, zur 
Mitbenutzung derjenigen öffentlichen Anſtalten berechtigt, welche der Stadtgemeinde 


als ſolcher gehören, und ſind verpflichtet, zu den Gemeindelaſten nach Vorſchrift 


dieſes Geſetzes beizutragen. 
5 $. 8. 

Wer, ohne im Stadtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat oder ein 
ſtehendes Gewerbe betreibt, iſt dennoch verpflichtet, zu denjenigen Gemeindelaſten 
beizutragen, welche al den Grundbeſitz oder das Gewerbe, oder auf das aus jenen 
Quellen fließende Einkommen gelegt ſind. 

Dieſelbe Verpflichtung haben juriſtiſche Perſonen, welche im Stadtbezirke 


Grundbeſitz haben, oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 9 0 


Na 
Alle nicht zu den Einwohnern gehörigen Perſonen, welche fi) im Stadt⸗ 
bezirke ſeit länger als drei Mongten aufhalten, um dort ihren Unterhalt Mu erwerben, 


ſind bezirke ſeit länger als drei Monaten aufhalten, um dort 10 55 Unterhalt zu erwerben, 
verpſind vom Beginne des vierten Monats ab zu den Gemeindelaſten beizutragen 
verpflichtet. 8 

Zu den Gemeindelaſten, welche auf den Grundbeſitz oder auf das ſtehende 
Gewerbe, oder auf das aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt ſind, müſſen 
auch die im F. 6. erwähnten Militairperſonen beitragen, wenn ſie im Stadtbezirke 
Grundbeſitz haben, oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Von anderen direkten Gemeinde⸗Abgaben und Laſten find dieſelben, mit Aus⸗ 
nahme der Militairärzte, rückſichtlich ihres Einkommens aus einer Civilpraxis, frei; 
von Verbrauchsſteuern bleiben nur die Militair⸗Speiſe⸗Einrichtungen und ähnliche 
Anſtalten in dem bisherigen Umfange befreit. 


. 11. 


Die Civil- und Militairbeamten, die auf Inaktivitätsgehalt geſetzten Offi⸗ 
ziere, die Geiſtlichen und Elementarlehrer, die Empfänger von Wittwen⸗ und 
anderen Penſionen, von Wartegeldern, Waiſenerziehungsgeldern, Sterbe⸗ und 
Gnadenmonaten ſind nur nach Maaßgabe des Geſetzes vom 11. Juli 1822. 
e S. 184.), der Deklaration vom 21. Januar 1829. n e 

9.) und der Kabinetsorder vom 14. Mai 1832. (Geſetz-Samml. S. 145.) 
8 den Gemeindelaſten beizutragen verpflichtet. Im Uebrigen finden perſönliche 
efreiungen nicht ſtatt. i 
$. 12. 


Ertragsunfähige, desgleichen die zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche 
beſtimmten Grundſtücke und die Dienſtgrundſtücke der Geiſtlichen, Kirchendiener 
und Elementarlehrer ſind von den Gemeindelaſten befreit. Im Uebrigen find 
nur zeitweilige Befreiungen für neubebaute Grundſtücke zuläſſig. 


. 13. 


Das Bürgerrecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Gemeinde⸗ 
wahlen, ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbeſoldeter Aemter und Stellen 
in der Gemeindeverwaltung und in der Gemeindevertretung. 


Jeder ſelbſtſtändige Preuße erwirbt daſſelbe, wenn er ſeit einem Jahre 
1) Einwohner des Stadtbezirks iſt und zur Stadtgemeinde gehört ($. 6.), 
2) keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfangen, 


3) die ihn betreffenden Gemeindeabgaben bezahlt hat und außerdem 
(Nr. 6597.) 54* 4) ent⸗ 
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4) entweder 
a) ein Wohnhaus im Stadtbezirke beſitzt ($. 24.), oder 
b) ein ſtehendes Gewerbe ſelbſtſtändig als Haupterwerbsquelle mit 
wenigſtens zwei Gehülfen betreibt, oder 
e) ein Jahreseinkommen von 700 Gulden bezieht. 
Einkommen und Hausbeſitz der Ehefrau werden dem Ehemanne, Einkom⸗ 
men und Hausbeſitz der minderjährigen, beziehungsweiſe der in väterlicher Gewalt 
befindlichen Kinder dem Vater angerechnet. 


$. 14. 
Als ſelbſtſtändig ($. 13.) wird derjenige angeſehen, der das vier und zwan⸗ 


5 Lebensjahr vollendet und einen eigenen Hausſtand hat, ſofern ihm das 
echt, über ſein Vermögen zu verfügen und daſſelbe zu verwalten, nicht durch 


richterliches Erkenntniß entzogen iſt. 


$. 15. 

Von dem Vorhandenſein einer einjährigen Dauer der im H. 13. auf⸗ 
geführten Erforderniſſe kann der Magiſtrat unter Zuſtimmung der Stadtverord⸗ 
neten⸗Verſammlung in einzelnen Fällen dispenſiren. In den Fällen, wo ein 
Haus durch Vererbung auf einen Anderen übergeht, kommt dem Erhen bei Be⸗ 
rechnung der Dauer des einjährigen Wohnhausbeſitzes die Beſitzzeit des Erb⸗ 
laſſers zu Gute. 


$. 16. 

Durch Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
und mit Genehmigung der Regierung kann nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 14. Mai 1860. (Geſetz-Samml. S. 237.) ein Bürgerrechts⸗ 
geld eingeführt und von deffen vorgängiger Entrichtung die Ausübung des Bürger⸗ 
rechtes abhängig gemacht werden. 

F. 


| Jeder Bürger iſt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle (Amt) in der Ge 

meinde⸗Verwaltung oder Vertretung anzunehmen und dieſelbe mindeſtens drei 
Jahre lang zu verſehen. 

$. 18. 
Zur Ablehnung oder Niederlegung einer ln Stelle in der Ge 

memde-Verwaltung oder Vertretung berechtigen nur folgende Gründe: 

1) anhaltende Krankheit, 

2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange andauernde Abweſenheit mit ſich 
Ä ringen, a 

3) ein Alter von 60 Jahren, 
> . 4) die 


ER 


4) die dreijährige Wahrnehmung der betreffenden oder einer anderen un⸗ 
beſoldeten Stelle für die nächſten drei Jahre, 
5) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes, 
6) ärztliche oder wundärztliche Praxis, 
7) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Stadt⸗ 
verordneten-Verſammlung eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Wer ſich ohne einen dieſer Gründe weigert, eine unbeſoldete Stelle in der 
Gemeinde-Verwaltung oder Vertretung anzunehmen, oder die noch nicht drei Jahre 
lang wahrgenommene Stelle ferner zu verſehen, ſowie derjenige, welcher ſich der 
Verwaltung ſolcher Stellen thatſächlich entzieht, kann durch Beſchluß der Stadt⸗ 
verordneten Verſammlung mit Genehmigung der Regierung auf drei bis ſechs 
Jahre der Ausübung des Bürgerrechts verluſtig erklärt und um ein Achtel bis 
ein Viertel ſtärker zu den direkten Gemeindeabgaben herangezogen werden. 


$. 19. 


Das Bürgerrecht geht verloren, ſobald eins der zur Erlangung deſſelben 
vorgeſchriebenen Erforderniſſe bei dem bisher Berechtigten nicht mehr zutrifft. 

Wer in Folge a Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre verluſtig 
geworden iſt (F. 12. des Strafgeſetzbuchs), verliert dadurch auch das Bürgerrecht 
und die Befähigung, daſſelbe zu erwerben. i 

Wem durch rechtskräftiges Erkenntniß die Ausübung der bürgerlichen 
Ehrenrechte unterſagt iſt ($. 21. des Strafgeſetzbuchs), verliert damit auch das 
Bürgerrecht und erlangt daſſelbe erſt mit dem Ablauf der im Exkenntniſſe 
beſtimmten Zeit von ſelbſt wieder. 

Wer in Konkurs verfällt, verliert das Bürgerrecht; daſſelbe kann ihm 
jedoch, wenn er die Befriedigung ſeiner Gläubiger nachweiſt, von dem Magiſtrate 
unter Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung wieder verliehen werden. 


H. 20. 

Iſt gegen einen Bürger wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den 
Auklageſtand, oder wegen eines Vergehens, welches die Unterſagung der Aus⸗ 
übung der bürgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, die Ver- 
weiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur gerichtlichen Haft 
ene jo ruht die Ausübung des Bürgerrechts, bis die gerichtliche Unterſuchung 

eziehungsweiſe die gerichtliche Haft beendigt iſt. 


ae 


Der Verluſt des Bürgerrechts zieht den definitiven Verluſt der das Bürger⸗ 
rreecht als Bedingung vorausſetzenden Stellen und Aemter, das Ruhen des Bür⸗ 
gerrechts aber die Suspenſion von denſelben nach ſich. 


9. 22. 


Der Magiſtrat iſt befugt, unter Zuſtimmung der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
Cr. 6597.) lung 


Si Re ee ee 0 
lung Männern, welche ſich um die Stadt verdient gemacht haben, ohne Rückſicht 5 
auf die oben gedachten beſonderen Erforderniſſe, das e zu ertheilen, 

wodurch keine Verpflichtungen gegen die Stadtgemeinde entſtehen. 


Von der Zuſammenſetzung und Wahl der Stadtverordneten⸗Verſammlung. 


$. 23. 

Die Stadtverordneten⸗Verſammlung beſteht, vorbehaltlich anderweitiger 

ſtatutariſcher Anordnung, aus vier und fünfzig Mitgliedern. 
§. 24. 

Die Stadtverordneten müffen zur Hälfte aus Hausbeſitzern (Eigenthümern, 
Nießbrauchern und ſolchen, die ein erbliches Beſitzrecht haben) beſtehen. 

| $. 25. 

Die Wahl der Stadtverordneten erfolgt bezirksweiſe. Der Magiſtrat 
beſtimmt die Zahl und die Grenzen der Wahlbezirke, ſowie, nach Maaßgabe der 
Zahl der darin wohnenden ſtimmfähigen Bürger, die Zahl der von einem jeden 
derſelben zu wählenden Stadtverordneten. ; 

$. 26. 

Stadtverordnete können nicht fein: 


1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche 
die Aufſicht des Staats über die Stadtgemeinde ausgeübt wird; 


2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeindebeamten / 
3) Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer / 


4) die richterlichen Beamten, Be denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels⸗, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 


5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft , 
6) die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, ſowie Brüder, dürfen nicht zugleich Mitglieder der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung fein. Sind dergleichen Verwandte zugleich ge 
wählt, ſo wird der ältere allein zugelaſſen. 

ö §. 27. B | 

Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Alle zwei Jahre 5 


ſcheidet ein Drittheil derſelben aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Di 


das erſte und zweite Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos De 95 


$: 28. 5 
Der Magiſtrat hat jeder Zeit die nöthige Beſtimmung zur Ergänzung der 
erforderlichen Anzahl von Hausbeſitzern (F. 24.) zu treffen. Iſt die Sah der 
Hausbeſitzer, welche zu wählen ſind, nicht durch die Zahl der Wahlbezirke theilbar, 
ſo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahlbezirke durch das Loos bewirkt. 
Mit dieſer Beſchränkung können die ausſcheidenden Stadtverordneten jederzeit 
wieder gewählt werden. g 
| „„ | 

Eine Lifte, der ſtimmfähigen Bürger, welche die erforderlichen Eigenſchaften 
derſelben nachweiſt, wird vom Magiſtrate geführt und alljährlich im Juli be⸗ 
richtigt. Die Lite wird nach den Wahlbezirken eingetheilt. 


$. 30. 


Vom 1. bis 15. Juli fehreitet der Magiſtrat zur Berichtigung der Lifte, 

Vom 15. bis 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren in orts⸗ 
üblicher Weiſe zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde 
offen aeg Während dieſer Zeit kann jeder Einwohner der Stadtgemeinde 
gegen die Richtigkeit der Liſte bei dem Magiſtrate Einwendungen erheben. 

Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat darüber bis zum 15. Auguſt zu 
beſchließen. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Magiftrats; verſagk dieſer 
die Zuſtimmung, ſo iſt nach Vorſchrift des §. 46. zu verfahren. 

Iſt in dieſem Falle über die Einwendungen von der Regierung entſchieden, 
5 findet eine Berufung an letztere von Seiten desjenigen, welcher die Einwen⸗ 
ungen erhoben hat, nicht weiter ftatt; in allen anderen Fällen ſteht demſelben 
innerhalb zehn Tagen nach Mittheilung des le der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung der Rekurs an die Regierung zu, welche binnen vier Wochen end- 
gültig entſcheidet. Soll der Name eines einmal in die Liſte aufgenommenen 

inwohners wieder ausgeſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes acht Tage vorher von 
dem Magiſtrate unter Angabe der Gründe mitzutheilen. 


$. 31. 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung finden alle zwei Jahre im November ſtatt. Hand Wahlen zum 
Erſatze der innerhalb der Wahlperiode ausgeſchiedenen Mitglieder müſſen angeord⸗ 
net werden, wenn die Sed ed rd de Wise oder der Magiſtrat oder 
die Regierung es für erforderlich erachten. Der Erſaßmann bleibt nur bis zum 
Ende derjenigen ſechs Jahre in Thätigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewählt 
war. Alle agen und Erſatzwahlen werden von denſelben Wahlbezirken 
vorgenommen, von denen der Ausgeſchiedene gewählt war. 

1 Die in den Hh. 29 — 31. feſtgeſetzten Termine können durch ſtatutariſche 
Anordnung anders beſtimmt werden. i | 
(Nr. 6597.) $. 32. 
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$. 32. 


Vier; ehn Tage vor der Wahl werden die in der Liſte verzeichneten Wähler 
durch den Magiſtrat zu den ee mittelſt ortsüblicher Bekanntmachung berufen. 
Die Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die Stunden, in welchen die 
Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben ſind, genau beſtimmen. 

1 8. 33. 5 
Der Wahlvorſtand beſteht in jedem Wahlbezirke aus dem Bürgermeiſter 

oder einem von 1 ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden, und aus zwei 

von der Stadtverordneten⸗Verſammlung gewählten Beiſitzern. 
Für jeden Beiſitzer wird von der Stadtverordneten-Verſammlung ein 
5 „Stellvertreter gewählt. 
9 $. 34. 
er Das Wahlrecht wird in Perſon durch verdeckte, in eine Wahlurne nieder⸗ 
zulegende Simmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. 5 


$. 35. ' 


find diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmun 
Stimmen und zugleich abſolute Stimmenmehrheit, mehr als die Häl 
men, erhalten ha 

Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht für fo viel Perſonen, als zu 
wählen find, die abſolute Stimmenmehrheit ergiebt, fo wird zu einer zweiten 
Wahl geſchritten. i 

Der Wahlvorſtand ſtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche nächſt 
den gewählten die meiſten Stimmen erhalten haben, ſo weit zuſammen, daß die 
doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder erreicht wird. 

Dieſe Zuſammenſtellung gilt alsdann als die Liſte der Wählbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpäteſtens 
innerhalb acht Tagen aufgefordert. Bei der zweiten Wahl iſt die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit nicht erforderlich. i 

Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 
giebt das Loos den 01 Wer in mehreren Wahlbezirken gewählt ift, hat 
zu erklären, welche Wahl er annehmen will. 


die meiſten 
fe der Stim⸗ 


$. 36. 

Die Wahlprotokolle find vom Wahlvorſtande zu unterzeichnen und vom 
Walen aufzubewahren. Der Magiſtrat hat das Ergebniß der vollendeten 
Wahlen ſofort bekannt zu machen. Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann 
von jedem ſtimmfähigen Bürger innerhalb gehn Tagen nach der Bekanntmachung 
bei der Regierung Beſchwerde erhoben werden. Su 

Bei 


a ae : | 
Bei erheblichen Anregelmäßigkeiten hat die Regierung die Wahlen auf 


erfolgte Beſchwerde oder von et innerhalb Bang Tagen nach der 
Bekanntmachung durch eine motivirte Entſcheidung für ung tig zu erklären. 


$. 37. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Stadtverordneten treten 
mit dem Anfange des en folgenden Jahres ihre feen ad an; die Aus⸗ 
ſcheidenden bleiben bis zur Einführung der neu gewählten Mitglieder in Thätigkeit. 

Der Magiſtrat 15 die Einführung der Gewählten und deren Verpflichtung 
durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. i f 


Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Magiſtrats. 


$. 38. 


Der Magiſtrat beſteht aus einem erſten Bürgermeiſter, einem zweiten (Bei⸗ 
geordneten) Bürgermeister als deſſen Stellvertreter und ſoviel theils unbeſoldeten, 
theils beſoldeten Stadträthen, wie die Stadtperordneten⸗Verſammlung bei ihrem 
erſten Zuſammentreten nach Verkündigung 3 5 Geſetzes mit Genehmigung der 
Regierun n wird. Der ſo gefaßte Beſchluß kann demnächſt nur urch 
ſtatutariſche Anordnung abgeändert werden. a 


a | 
Mitglieder des Magiſtrats können nicht fein: 
1) alle ſonſtigen Gemeindebeamten 


2) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche 
die Aufſicht des Staats über die Stadtgemeinde ausgeübt wird; 


3) Geiſtliche, Kirchendiener und Lehrer an öffentlichen Schulen; 
A) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels-, Gewerbe⸗ und ähnlicher Gerichte nicht zu lem find; 
5) die Beamten der Staatsanwaltſchäft ; 
6) die Polizeibeamten. N 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Brüder und Schwäger, 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats fein. 
Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe enten h ſcheidet dasjenige 
Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigeführt worden iſt. 
6 N $. 40. e 
Der erſte Bürgermeiſter wird vom Könige auf zwölf Jahre ernannt. 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat zu dem Ende dem Könige drei 
Jahrgang 1867. (Nr. 6597.) 554, Kan⸗ 
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Kandidaten zu präſentiren. Wird keiner der letzteren geeignet befunden, ſo erfolgt 
die Ernennung, ohne daß eine Wiederholung der Präſentation ſtatthaft iſt. 


SH, | 


Der zweite Bürgermeiſter und die 2 9 Stadträthe werden auf 
wolf, die unbeſoldeten Stadträthe auf ſechs Jahre von der Stadtverordneten⸗ 

erſammlung gewählt. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der unbeſoldeten 
Stadträthe aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die das ul Mal Aus: 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die Ausfcheidenden können wieder 
ewählt werden. Wegen der außergewöhnlichen Erſatzwahlen kommen die Be⸗ 
une in $. 31. zur Anwendung. 


$. 42. 


Der gewählte zweite Bürgermeiſter bedarf der Beſtätigung des Königs. 
Wird die 0 verſagt, ſo ſchreitet die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, ſo iſt die Regierung 
e die Stelle einſtweilen auf Koſten der Stadt kommiſſariſch verwalten 
zu laſſen. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Stadtverordneten ⸗Verſammlung die 
Wahl verweigern oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder er⸗ 
wählen ſollte. i 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert 8 lange, bis die Wahl der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zuſteht, die 
Beſtätigung des Königs erlangt hat. 


$. 43. 


Für jeden zu der Stelle des erſten Bürgermeiſters zu präſentirenden Kan⸗ 
didaten und für jedes zu wählende Magiſtratsmitglied wird beſonders abgeſtimmt. 
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abſolute Stimmenmehrheit 
bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier Perſonen, 
auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, auf eine engere Wahl gebracht. 
Wird auch hierdurch die abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet unter 
denjenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stim⸗ 
men erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 


§. 44. 
Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor ihrem Amtsantritte durch den 


Bürgermeiſter in öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten⸗Verſammlung in Eid 


und Pflicht genommen; der erſte Bürgermeiſter wird vom Regierungspräſidenten 
oder einem von dem letzteren zu ernennenden Kommiſſar in öffentlicher Sitzung 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung vereidet. 5 


Von 


Von den Verſammlungen und Geſchaͤften der Stadtverordneten. 


$. 45. i a 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat über alle Gemeinde⸗Angelegen⸗ 
heiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate über⸗ 
wieſen ſind. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegenſtände ab, welche ihr zu 
dieſem Zwecke durch die Aufſichtsbehörden vorgelegt werden. Ueber andere ale 
Gemeinde⸗Angelegenheiten darf ſie nur dann berathen, wenn ſolche durch beſondere 
Geſetze oder in einzelnen Fällen durch Aufträge der Auffichtsbehörde an ſie ge⸗ 
wieſen ſind. 

Die Stadtverordneten ſind an keinerlei Inſtruktionen oder Aufträge der 
Wähler oder der Wahlbezirke gebunden. 


$. 46. 


Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten-Verſammlung bedürfen, wenn ſie 
ſolche, Angelegenheiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiſtrate zur 
Ausführung überwieſen ſind, der Zuſtimmung des letzteren. Verſagt der Ma⸗ 
giſtrat die Zuſtimmung, ſo hat er die Gründe dieſer a e der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung mitzutheilen. Erfolgt hierauf keine Verſtändigung, zu 
deren N ſowohl vom Magiſtrate wie von der Stadtwerordneten- 
5 e die Einſetzung einer gemeinſchaftlichen Kommiſſion verlangt werden 
kann, ſo iſt die Entſcheidung der Regierung einzuholen. | 

Die a e darf ihre Beſchlüſſe, abgeſehen von 
den im §. 47. und im zweiten Satze des F. 54. vorgeſehenen Fällen, niemals 
ſelbſt zur Ausführung bringen. 


$. 47. 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung kontrolirt die Verwaltung. Sie iſt 


daher berechtigt, ſich von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung 


aller Gemeinde-Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen. Sie kann zu dieſem 
Zwecke von dem Magiſtrate die Einſicht der Akten verlangen und Ausſchüſſe aus 
ihrer Mitte ernennen, zu welchen der Bürgermeiſter ein Mitglied des Magiſtrats 
abzuordnen befugt iſt. 


$. 48. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung wählt jährlich aus ihrer Mitte einen 
Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. Sie wählt ebenfo jährlich, und 
1 0 der Regel nach aus ihrer Mitte, einen Schriftführer und einen Stellvertreter 
deſſelben. Wird der Schriftführer nicht aus den Stadtverordneten gewählt, ſo 
iſt er vom Bürgermeiſter in öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung auf ſein Amt zu vereidigen. Alle dieſe Wahlen erfolgen in der §. 43. vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe. N 5 . 

(Nr. 6597.) 55 $. 49. 


m 


$. 49. 


Die Stadtverordneten verſammeln ſich fo oft es ihre Geſchäfte erfordern. 
Der Magiſtrat wird je allen Verſammlungen eingeladen und kann ſich durch 
Abgeordnete vertreten laſſen. Die Stadtverordneten können verlangen, daß Ab⸗ 
eordnete des Magiſtrats dabei anweſend ſind. Der Magiſtrat muß gehört wer⸗ 
en, ſo oft er es verlangt. a 


Die Zuſammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch den Vor⸗ 


ſitzenden; fie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder oder von 
dem Magiſtrate verlangt wird. 


$. 50. 


Die Art und Weiſe der Zuſammenberufung wird ein für alle Mal von 
der Stadtverordneten⸗Verſammlung feſtgeſtellt. 


Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver⸗ 
e und zwar, mit Ausnahme dringender Fälle, wenigſtens zwei freie Tage 
vorher. 

$. 51. 0 


Durch a der Stadtverordneten- Verfammlung können auch regel⸗ 
mäßige Fa d eſtgeſetzt, es müſſen jedoch auch dann die Gegenſtände der 
Verhandlung, mit Ausnahme dringender Fälle, mindeſtens zwei freie Tage vorher 
den Stadtverordneten und dem Magiſtrate angezeigt werden. 


$. 52. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt, wenn 
die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur Verhandlung über denſelben Gegen⸗ 
en zuſammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl erſchienen find. ei 

er zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Folge des Ausbleibens ausdrücklich 
hingewieſen werden. 


$. 53. 


Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleich⸗ 
heit entfcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird zwar 
als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach der Zahl 
der Stimmenden berechnet. b 


$. 54. 


An Verhandlungen über Rechte und Verpflichtungen der Stadtgemeinde 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde im 
Widerſpruche fteht; kann wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfähige Ver⸗ 
ſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Magiſtrat, oder, wenn auch dieſer 
aus dem vorgedachten Grunde einen gültigen Beſchluß zu faſſen nicht 0 640 

e (J. 64), 


BÄREN, 


(F. 64.), die Regierung für die Wahrung des Gemeinde» Intereffes zu ſorgen 
und nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beſtellen. 
Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mitglieder 
des Magiſtrats aus Veranlaſſun ni Amtsführung nothwendig werden, 80 hat 
die Regierung 191 Antrag der Stadtverordneten⸗Verſammlung zur Führung des 
Prozeſſes einen Anwalt zu beſtellen. b 


1 5 §. 55. 
Die Sitzungen der Stadtverordneten⸗Verſammlung ſind chene e Für 


einzelne Gegenſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung 
gefaßt wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden f 5 


$. 56. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die Sitzungen 
und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden Zuhörer aus 
dem Sitzungszimmer entfernen laſſen, welcher öffentliche Zeichen des Beifalls oder 
des Mißfallens giebt, oder Unruhe irgend einer Art verurſacht. 


§. 57. 


Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung und die Namen der 
dabei anweſend geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzutragen. 
Sie werden von dem Vorſttzenden und wenigſtens drei Mitgliedern unterzeichnet. 

Dem Magiſtrate müſſen alle Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung, 
auch diejenigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausführung nicht überwieſen 
ſind, mitgetheilt werden. f „ b 

$. 58. 

Der Stadtverordneten⸗Verſammlung bleibt überlaffen, unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats eine Geſchäftsordnung abzufaſſen und darin e lungen 
der Mitglieder gegen die zur Aufrechthaltung der Ordnung ee orſchriften 
mit Strafen zu belegen. Dieſe Strafen können nur in Geldbußen bis zu zehn 
Gulden, und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen in der auf eine 
gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhängenden Ausſchließung 
aus der Verſammlung beſtehen. N 5 

Verſagt der Magiſtrat feine Zuſtimmung, fo tritt das in $. 46. vorge 
ſchriebene Verfahren ein. 


$. 59. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung beſchließt über die Benutzung des 
Gemeindevermögens. Ueber das Vermögen, welches nicht der Gemeinde⸗ 
Korporation als folcher gehört, hat fie nur inſoweit zu beſchließen, als ſie dazu 
durch Stiftungs⸗ oder ſonſtige beſondere Rechtstitel berufen iſt. 


(Nr, 6597.) i §. 60, 


DT Re NENNEN m 5 I Fie: 


Sa 


$. 60. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: | 5 

1) zur Veräußerung von Grundſtücken und ſolchen Gerechtſamen, welche 
jenen bee gleichgeſtellt find. Die bene iſt entſtehenden Falls 
befugt, die Formen vorzuſchreiben, in denen die Veräußerung ſtatt⸗ 

finden fol; 

2) zur Veräußerung oder wefentlichen Veränderung von Sachen, welche 
einen beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, 
namentlich von Archiven) a 

3) zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtande 
belaftet oder der bereits vorhandene vergrößert wird, und 


A) zu ee in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen (Wald, 
Weide, Haide, Torfſtich und dergleichen). N 


$. 61. 


Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen (F. 60. Nr. 4.) kann, ſoweit 
der Anſpruch auf dieſelbe nicht aus privatrechtlichen Titeln herzuleiten iſt, durch 
Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten ⸗Verſammlung und mit Ge⸗ 
nehmigung der Regierung von der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und, 
anſtatt oder neben derſelben, von der Entrichtung eines Einkaufsgeldes abhängig 
gemacht werden. 


$. 62. 


Soweit die Einnahmen aus dem Gemeindevermögen Et Deckung der 
Geldbedürfniſſe der Stadtgemeinde nicht ausreichen, kann die Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung die Aufbringung von Gemeindeſteuern beſchließen. 
Dieſe können beſtehen: 
I. In Zuſchlägen zu den Staatsſteuern mit folgenden Maaßgaben: 
1) die Steuer für den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht 
belaſtet werden 
2) bei Zuſchlägen zur Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer muß derjenige 
Theil des beſteuerten Geſammteinkommens, welcher aus dem in einer 
anderen Gemeinde gelegenen Grundbeſitz oder aus dem in einer 
anderen Gemeinde betriebenen ſtehenden Gewerbe fließt, und in dieſer 
letzteren Gemeinde einer beſonderen Gemeindebeſteuerung, gemäß $. 8, 
unterworfen iſt, bis auf Höhe dieſes Steuerbetrages von den Zu—⸗ 
ſchlägen in der Gemeinde des Wohnortes frei gelaſſen werden 
3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: = 
a) für Zuſchläge zu den direkten Steuern, wenn der Zufchlag 5 
a weder 


weder funfzig Sie der Staatsſteuern überfteigen, oder nicht 
nach gleichen Sätzen auf dieſe Steuern vertheilt werden ſoll. 
Zur Freilaſſung oder geringeren Belaſtung der letzten Klaſſen⸗ 
ſteuerſtufe bedarf es jedoch dieſer Genehmigung nicht 

b) für Zuſchläge zu den indirekten Steuern; 


II. in 1 direkten oder indirekten Gemeindeſteuern; dieſe bedürfen der 
Genehmigung der Regierung, wenn ſie neu eingeführt, erhöht, oder in 
ihren Grundſätzen verändert werden ſollen. Die Beſtimmung unter I. 2. 
kommt auch bei beſonderen Gemeinde⸗Einkommenſteuern zur Aendang 

Die zur Zeit beſtehenden Gemeindeſteuern werden der Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung durch die Regierung unterworfen. 

Gegen Uebertretungen der über 0 von Gemeindeſteuern zu erlaſſen⸗ 
den, von der Regierung zu genehmigenden egen können en beſondere 
Verordnung S bis auf Höhe von zwanzig Gulden vorgeſehen werden; 
ſolche Verordnungen ſind in der Form der ortspolizeilichen Verordnungen be⸗ 
kannt zu machen. 


Von den Geſchaͤften des Magiſtrats. 


f §. 63. 
Der Magiſtrat hat insbeſondere folgende Geſchäfte: 


1) die Ba und Verordnungen, fowie die Verfügungen der ihm vor⸗ 
geſetzten Behörden auszuführen; b 


2) die Beſchlüſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung vorzubereiten und, 
en er ſich mit denſelben einverſtanden erklärt, zur Ausführung zu 
ringen. 

Der Magiſtrat iſt verpflichtet, die Zuſtimmung und Ausführung 
zu verſagen, wenn von der Stadtverordneten⸗Verſammlung ein Beſchluß 
gefaßt if welcher deren Befugniſſe überſchreitet oder ſonſt geſetz- oder 
rechtswidrig iſt, oder das Staatswohl oder das Gemeinde -⸗Intereſſe verletzt. 
In Fällen dieſer Art iſt nach den eee in . 46. zu verfahren; 


3) die Gemeinde-Anſtalten zu verwalten und diejenigen, für welche beſondere 
Verwaltungen eingeſetzt find, zu beauffichtigen; a 


4) die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder 
auf beſonderen Beſchlüſſen der Stadtverordneten⸗Verſammlung e 
Einnahmen und Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs⸗ und Kaſſen⸗ 
weſen zu überwachen. Von jeder regelmäßigen Kaſſenreviſion iſt der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung Kenntniß zu geben, damit ſie ein Mit⸗ 
glied oder mehrere abordnen könne, um derſelben beizuwohnen; bei außer⸗ 
ordentlichen Kaſſenreviſionen iſt der Vorſitzende oder ein von demfelben 

(Fr. 6597.) ein 


e 
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ein für alle Mal bezeichnetes Mitglied der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
zuzuziehen; 8 a N 


5) das Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren; | 


6) die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtperordneten⸗Verſammlung dar⸗ 
über vernommen worden, anzuſtellen und zu beaufſichtigen. Die An⸗ 
ſtellung erfolgt, ſoweit es ſich nicht um vorübergehende Dienſtleiſtungen 
handelt, auf Lebenszeit diejenigen Unterbeamten, welche nur zu mecha⸗ 
niſchen Dienſtleiſtungen beſtimmt ſind, können jedoch auf Kündigung 
angenommen werden. Die von den Gemeindebeamten zu Pie 
Kautionen beſtimmt der Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung N 


7) die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 


d) die Stadtgemeinde nach Außen zu vertreten und Namens derſelben mit 
Behörden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu füh⸗ 
ren und die Gemeinde⸗Urkunden in der Urſchrift zu vollziehen. Die Aus⸗ 
ertigungen der Urkunden werden Namens der Stadtgemeinde von dem 

ürgermeiſter oder ſeinem Stellvertreter gültig unterzeichnet werden in 
denſelben Verpflichtungen der Stadtgemeinde übernommen, 5 muß noch 
die Unterſchuft eines anderen Magiſtratsmitgliedes hinzukommen; in 
Fällen, wo die Genehmigung der Regierung erforderlich iſt, muß die⸗ 
ſelbe in beglaubigter Form der gedachten Ausfertigung beigefügt werden 


9) die Gemeinde⸗Abgaben nach den Geſetzen und Beſchlüſſen auf die Ver⸗ 
pflichteten zu Ferthelen und die Beitreibung zu bewirken. 


$. 64. 


Der Magiſtrat kann nur beſchließen, wenn mindeſtens die Hälfte ſeiner 
Mitglieder zugegen iſt. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit iſt die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. Den 
Vorſitz führt der erſte Bürgermeiſter oder ſein Stellvertreter. Der Vorſitzende 
iſt verpflichtet, wenn ein Beſchluß des Magiſtrats deſſen Befugniſſe überſchreitet, 
155 oder rechtswidrig iſt, das Staatswohl oder das e ee ver⸗ 

etzt, die Ausführung eines . Beſchluſſes zu beanſtanden und die Entſchei⸗ 
dung der Regierung einzuholen. ö 

Der zweite Bürgermeiſter nimmt auch außer dem Falle der Stellvertre⸗ 
tung an den Verhandlungen und Beſchlüſſen Theil. 

Bei Berathungen über ſolche ie ee welche das e 
eines Mitgliedes des Magiſtrats oder ſeiner nn berühren, muß daſſelbe 
ſich der Theilnahme an der Berathung und Abſtimmung enthalten „auch ſich 
während der Berathung aus dem Sitzungszimmer entfernen. 


F. 65. 
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$. 65. 
Der Bürgermeiſter leitet und beauffichtigt die geſammte Gemeinde⸗Verwaltung. | 
In allen Fällen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen würde, muß der Bürgermeiſter die dem 
Magiſtrate obliegenden Geſchäfte vorläufig allein beſorgen, jedoch dem letzteren in 
der nächſten Sitzung Behufs der Beſtätigung oder anderweitigen Beſchlußnahme 
Bericht erſtatten. f 
Zur Erhaltung der nöthigen Disziplin ſteht ihm das Recht zu, den Ge⸗ 
meindebeamten Geldbußen bis zu ſechs Gulden und außerdem den unteren Beamten 
Arreſtſtrafen bis zu drei Tagen aufzuerlegen. ; 


$. 66. 

Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchäftszweige, 
ſowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge können beſondere Deputationen 
(Aemter) entweder blos aus Mitgliedern des Magiſtrats oder aus Mitgliedern 
beider Gemeindebehörden oder aus letzteren und aus ſtimmfähigen Bürgern ein⸗ 
geſetzt werden. — Zur Bildung gemiſchter Deputationen aus beiden Gemeinde⸗ 
behörden iſt deren übereinſtimmender Beſchluß erforderlich. 

Zu dieſen Deputationen, welche übrigens in allen Beziehungen dem 
Magiſtrate untergeordnet ſind, werden die Stadtverordneten und Bürger von der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung gewählt, die Magiſtratsmitglieder dagegen von 
dem Bürgermeiſter ernannt, welcher auch unter letzteren den Vorſitzenden zu 
bezeichnen hat. 8 

Durch ſtatutariſche Anordnung können beſondere Beſtimmungen über die 
Zuſammenſetzung der dauernden Verwaltungsdeputationen getroffen werden. 


F. 67. 


Der Bezirk der Stadtgemeinde wird in Ortsbezirke getheilt. Jedem Bezirk 
wird ein Bezickevorſteher an Ble welcher von der Stadtverordneten⸗Verſamm⸗ 
lung aus den ſtimmfähigen Bürgern des Bezirks auf ſechs Jahre erwählt und 
vom Magiſtrate beſtätigt wird. In gleicher Weife wird für den Fall der Ver⸗ 
hinderung des Bezirksvorſtehers ein Stellvertreter deſſelben angeſtellt. Die 
an find Organe des Magiſtrats und verpflichtet, feinen Anordnungen 
Folge zu leiſten, ihn namentlich in den örtlichen Geſchäften des Bezirks zu 
unterſtützen. 5 

$. 68. 
Jedes Jahr, bevor fich die e e mit dem Haus⸗ 
halts⸗Ekat beſchäftigt, hat der Magiſtrat in öffentlicher Sitzung derſelben über die 
erwaltung und den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten einen vollſtändigen 
Bericht zu erſtatten. Tag und Stunde werden wenigſtens zwei freie Tage vorher 
bekannt gemacht. f 5 
Jahrgang 1867. (Nr. 6597.) 56 $. 69, 


Der Bürgermeiſter iſt verpflichtet, die ihm von der Regierung etwa 5 
übertragenden Geſchäfte und Zweige der örtlichen Polizeiverwaltung, Va alle 
diejenigen örtlichen Geſchäfte der Kreis⸗, Bezirks Provinzial⸗ und allgemeinen 
Staatsverwaltung zu übernehmen, für welche nicht andere Behörden beſtimmt 
find. Einzelne dieſer Verrichtungen können mit Genehmigung der Regierung 
einem anderen Magiſtratsmitgliede übertragen werden. 5 
$. 70. 
5 der Befugniß der Gemeindebehörden zum Erlaß von ortspolizei⸗ 
lichen Verordnungen, hinſichtlich der Geſchäfte der gerichtlichen Polizei und der 
Staatsanwal Sat bei dem Rügegerichte, ſowie hinſichtlich der Geſchäfte der 
Standesbuchführung, kommen die darauf bezüglichen Geſetze zur Anwendung. 
Die Anſtellung der Beamten der Standesbuchführung erfolgt in der $. 63. Nr. 6. 
vorgeſchriebenen Weiſe. 5 


7 TT 


Von den Gehaͤltern und Penſionen. 


N. . 


Der Normal⸗Etat aller Beſoldungen wird von dem Magiſtrate entworfen 5 
und von der Stadtverordneten⸗Verſammlung feſtgeſetzt. In Ermangelung eines 727 
e werden die in ſolcher Weiſe nicht vorgeſehenen Beſol⸗ 
dungen vor der Wahl feſtgeſtellt. l 

Hinſichtlich der Bürgermeiſter und der beſoldeten Magiſtratsmitglieder 
unterliegt die Feſtſtellung der 5 in allen Fällen der Genehmigung 
der Regierung. Die Regierung iſt ebenſo befugt wie verpflichtet, 1 verlangen, 
daß ihnen die zu einer zweckmäßigen Verwaltung angemeſſenen Beſoldungsbeträge 
bewilligt werden. Den Stadtverordneten und unheſoldeten Magiſtratsmitgliedern 
darf nur Entſchädigung für baare Auslagen gewährt werden, welche für ſie aus 
der Ausrichtung von Aufträgen entſtehen. 

$. 72. 

Den Bürgermeiſtern und den beſoldeten Magiſtratsmitgliedern ſind, ſofern 
nicht mit Genehmigung der Regierung eine Vereinbarung wegen der Venſton Bi 
A iſt, bei eintretender fe e oder wenn ſie nach abgelaufener 

mtsperiode nicht wiedergewählt, beziehungsweiſe die Bürgermeiſter nicht wieder 
ernannt oder nicht wieder beſtätigt werden, folgende Penſionen zu gewähren: 
4 des Gehalts nach ſechsjähriger Dienſtzeit, 
3 des Gehalts nach zwölfjähriger Dienftzeit, 
2 des Gehalts nach vierundzwanzigjähriger Dienſtzeit. 


Die 


„„ 


nicht mit ihnen ein Anderes verabredet worden iſt, bei eintretender Dienſtunfähigkeit 
Penſion nach denſelben Grundſätzen, welche bei den unmittelbaren Staatsbeamten 
zur Anwendung kommen. 
Ueber die Penſionsanſprüche der Bürgermeiſter, der beſoldeten Magiſtrats⸗ 
mitglieder und übrigen beſoldeten Gemeindebeamten entſcheidet in ſtreitigen Fällen 
die Regierung. Gegen den Beſchluß der Regierung, ſoweit derſelbe ſich nicht auf die 
Thatſache der Dienſtunfähigkeit oder darauf bezieht, welcher Theil des le 
kommens als Gehalt anzufehen fei, findet die Berufung auf richterliche Entſcheidung 
ſtatt. Ungeachtet der Berufung ſind die feſtgeſetzten Betrige Be zu zahlen. 
Die Penſton fällt fort oder ruht inſoweit, als der Penſtonirte durch ander⸗ 
weitige Anſtellung im Staats⸗ oder Gemeindedienſt ein Einkommen oder eine 
neue Penſion erwirbt, welche mit Zurechnung der erſten Penſton fein früheres 
Einkommen überſteigen. | 


Von dem Gemeindehaushalte. 
F. 73. 


Ueber alle Ausgaben und Einnahmen, welche ſich im Voraus beſtimmen 


laſſen, entwirft der Magiſtrat jährlich, ſpäteſtens im Oktober, einen Haushalts: Etat. 
Der Entwurf wird acht Tage lang in einem oder mehreren, von dem Magiſtrate 


zu beſtimmenden und in orksüblicher Weiſe zur öffentlichen Kenntniß zu bringen⸗ 5 


den Lokalen zur Einſicht aller Einwohner der Stadtgemeinde offen gelegt und 
alsdann von der Stadtverordneten⸗Verſammlung feſtgeſtellt. Eine A jehrift des 
Etats wird ſofort der Regierung eingereicht. 


$. 74. 


Der Magiſtrat hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem Etat 
geführt werde. ö 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, bedürfen der 
Genehmigung der Stadtperordneten⸗Verſammlung. 


$. 75. 


f Die Gemeindeabgaben, die Bürgerrechtsgelder (§. 16.), die Abgaben für 
die Theilnahme an den Gemeindenutzungen (F. 61.) und alle ſonſtigen Gemeinde⸗ 
gefälle werden von den Säumigen im Steuer⸗Exekutionswege beigetrieben. 


| . 76. 
Die Jahresrechnung iſt von der betreffenden Verwaltungsſtelle vor dem 


* 


10 die Reviſion derſelben zu veranlaffen und die Rechnung demnächſt mit ſeinen 

Erinnerungen und Bemerkungen der Stadtverordneten⸗Verſammlung zur Prü⸗ 

fung, Feſtſtelung und Entlaſtung vorzulegen. f a 
Ur. 6597.) 5 §. 77. 


Die auf Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten erhalten, 111 2 


1. Mai des folgenden Jahres zu legen und dem Magiſtrat einzureichen. Dieſer a 


x 


a 


| $. 77. 
Die Feſtſtellung der Rechnung muß vor dem 1. Oktober bewirkt fein. 
Der Magiſtrat hat der Regierung ſofort eine Abſchrift des Feſtſtellungs⸗ 
beſchluſſes einzureichen. 

Durch ſtatutariſche Anordnung können die vorſtehend für die Legung und 
Feſtſtellung der Rechnung angeordneten Friſten anders beſtimmt werden. 


§. 78. 


Ueber alle Theile des Wie e hat der Magiſtrat ein Lager⸗ 
buch zu führen. Die darin vorkommenden Veränderungen werden der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung bei der Rechnungsabnahme zur Erklärung vorgelegt. 


Von der Oberaufſicht über die Verwaltung der Stadtgemeinde. 


$. 79. 


Die Aufſicht des Staats über die ung der Stadtgemeinde wird 
von der Regierung geübt. Gegen die Entſcheidungen der Gemeindebehörden geht 
der Rekurs an die Regierung, und gegen die Entſcheidungen der Regierung, ſo⸗ 
weit fie nicht nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes endgültige find, an den 


Oberpräſidenten. Der Rekurs muß in allen Inſtanzen innerhalb einer Präkluſivz⸗ f 


friſt von vier Wochen nach der Zuſtellung oder Bekanntmachung der Entſcheidung 
et e inſofern er nicht durch dieſes Geſetz an eine andere Friſt ge⸗ 
knüpft iſt. 

Auf Reklamationen gegen die Heranziehung zu den Gemeinde-Auflagen 
kommt das Geſetz über die Sefihingsfeihen bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juli 1840. (Geſetz-Samml. S. 140.) zur Anwendung. 


F. 80. 


Wenn die Stadtverordneten⸗Verſammlung einen Beſchluß gefaßt hat, 
welcher ihre Befugniß überſchreitet, oder ſonſt geieh- oder rechtswidrig iſt, oder 
das Staatswohl verletzt, ſo iſt die Regierung ebenſo befugt wie verpflichtet, den 
Magiſtrat zur vorläufigen Beanſtandung der el zu veranlaſſen. | 
Der Magiſtrat hat hiervon die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu benach⸗ 
richtigen und über den Gegenſtand des Beſchluſſes ſofort an die Regierung zu 
berichten. Die Regierung hat ſodann ihre Entſcheidung unter Anführung der 
Gründe zu geben. 


$. 81. 


Wenn die Stadtverordneten⸗Verſammlung es unterläßt oder verweigert, 5 


die der Stadtgemeinde elch obliegenden Leiſtungen auf den Haushalts⸗Etat 
zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo hat die Regierung, unter ai 15 
8 üh⸗ 


ER 


führung des Geſetzes, die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken zu 
laſſen, beziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſtzuſtellen. 


9. 82. 


Durch Königliche Verordnung, auf den Antrag des Staatsminiſteriums, 
kann die Stadtverordneten⸗Verſammlung aufgelöſt werden. 

Es iſt ſodann eine Neuwahl derſelben anzuordnen und muß dieſe binnen 
ſechs Monaten vom Tage der SU dung Berg rang an erfolgen. 

Bis zur Einführung der neu gewählten Stadtverordneten find deren Ver⸗ 
richtungen durch beſondere von dem Miniſter des Innern zu beſtellende Kom⸗ 
miſſarien zu beſorgen. f \ 


§. 83. 


Auf die Dienſtvergehen der Gemeindebeamten, einſchließlich der Bürger⸗ 
meiſter und der übrigen Magiſtratsmitglieder, kommt das Geſetz vom 21. Juli 
1852., betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterlichen Beamten ꝛc. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 465.), zur Anwendung. 


Uebergangsbeſtimmungen. 


9. 84. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 
von dem Miniſter des Innern getroffen. 


§. 85. 


Die zur Zeit beſtehenden Gemeindebehörden und Gemeinde⸗Verwaltungs⸗ 
ſtellen, insbeſondere auch das Rechnungs⸗Reviſionskollegium, bleiben als ſolche 
in Thätigkeit, bis diejenigen Behörden und Verwaltungsſtellen in ihre Aemter 
eingeführt ſein werden, welche nach den Beſtimmungen dieſes 1 beziehungs⸗ 
weiſe auf demnächſtigen Beſchluß des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ſie zu erſetzen haben. 


$. 86. 


Die Mitglieder der bisherigen ſtädtiſchen Kollegien und alle ſonſtigen Be⸗ 
amten, deren Stellen in Folge Einführung dieſes Sn und der dadurch 
hedingten neuen Organiſation zur Einziehung kommen, und die ſich nicht in der 
Lage befinden, ihre Verſetzung in den Ruheſtand zu beantragen, ſind verpflichtet, 
ſich eine andere Anſtellung in ungefähr gleicher Kategorie, falle ſie zu einer ſol⸗ 
chen durch die Wahl berufen oder ſonſt geeignet befunden werden, gefallen 11 
laſſen. Die hiernach etwa weiter erforderlich werdende Regulirung der Verhä 
niſſe bleibt, in Ermangelung einer gütlichen Einigung der Betheiligten, nach 
Maaßgabe des Geſetzes vom 21. Juli 1852., betreffend die Dienſtvergehen der 
nicht richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder 
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in Ruheſtand (Geſetz Samml. S. 465.), und der Allerhöchſten Erlaſſe vom 
14. Juni und 24. Oktober 1848. (Geſetz-Samml. S. 153. und S. 338.), vor 
behalten. b 125 
8 


Die zur Zeit beſtehenden Gemeindeſteuern werden bis auf Weiteres ($. 62.) | 
forterhoben, mit Ausnahme jedoch der bisher bei Erwerbung des Bürgerrechts 
zu entrichten geweſenen Abgaben aller Art, ſoweit die letzteren nicht in private 
rechtlichen Titeln ihren Rechtsgrund haben. 


$. 88. 


Die Regierung wird ſofort nach 9 0 0 dieſes Geſetzes zum Be⸗ 
hufe der durch letzteres angeordneten Wahlen das Erforderliche, unter Mitwirkung 
der zur Zeit beſtehenden Gemeindebehörden und unter analoger Anwendung der 
im F. 30. enthaltenen Friſtbeſtimmungen, veranlaſſen. 

Die im $. 27. für die Wahl und für die Ergänzung der Stadtverordne⸗ 
ten beſtimmte ſechsjährige und zweijährige Periode wird für das erſte Mal vom 
1. Januar 1867. ab berechnet. Die für die regelmäßige Ergänzung der Stadt⸗ 
verordneten im §. 31. angeordneten Wahlen finden das erſte Mal im November 
1868. ſtatt. 8. 80 


Die Regierung wird die 5 a e des nach den Beſtimmungen dieſes 
Geſetzes einzurichtenden Magiſtrats in fein Amt veranlaſſen und, daß dies ge 
ſchehen, ſofort durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß bringen. Mit dm 
Tage dieſer Bekanntmachung treten die Beſtimmungen dieſes Geſetzes überall in | 
Geltung und alle mit demſelben im Widerſpruch ſtehenden oder damit nicht zu 
vereinbarenden bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen außer Kraft. 1 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktemm 
Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 25. März 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Ba 


(Nr. 6598) 


(Nr. 6598.) Verordnung, den Betrieb ſtehender Gewerbe im vormaligen Kurfürſtenthum 
Heſſen betreffend. Vom 29. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, was folgt: 


§. 1. 
Das den Zünften zuſtehende Recht, Andere von dem Betriebe eines Ge⸗ 
werbes auszuſchließen, wird aufgehoben. 


$. 2. 
Die geſetzlichen Beſtimmungen, nach welchen auf den Dörfern einzelne 
Gewerbszweige nicht betrieben werden dürfen, treten außer Anwendung. 


F. 3. 

Die Beſchränkung der Handwerker auf den Verkauf der ſelbſt verfertig⸗ 
ten Waaren und auf Eine Verkaufsſtätte (F. 182. der Zunftordnung vom 
5. März 1816.) und die Beſchränkung der Geſellen in der Wahl der Meiſter, 
bei denen ſie in Arbeit treten wollen, werden aufgehoben. 


$. 4. 


N Inländern, welche ſich in einer Gemeinde als Ortsfremde i e kann 

wegen mangelnder Gemeinde-Angehörigkeit der ſelbſtſtändige Betrieb eines Ge⸗ 

werbes nicht verſagt werden. Dieſelben ſind jedoch zur Tragung der den 
Gemeinde-Angehörigen obliegenden Abgaben und Laſten verpflichtet. 


H. 5. 


Für den ſtehenden Betrieb folgender Gewerbe: 
Bierbrauen, Liqueurdeſtilliren, Eſſigbrauen, Bäckerei, Viehſchlachten 
Kirchweihſchlachten, Wollenſpinnen } Sabatsjabuttion aba) 
Gypsſtampfen, Pottaſcheſieden, Aſcheſammeln, Lumpenſammeln, Keffel- 
flicken, Zinngießen, Spenglerei, Scheeren- und Snftruamenten leiten; 
andel mit Steinkohlen, Holz, Theer, 0 Kupfer und Meſſing, 
e Gyps, Glas, Fleisch, Oel, Wein, Tabak, Leder⸗ und 
Ellenwaaren, desgleichen den Branntwein-Großhandel, 
wird die Konzeſſionspflichtigkeit, wo fie ſeither beſtand, aufgehoben. f 
„Auch für den kaufmänniſchen Handelsbetrieb außerhalb der Städte, ſowie 
für die Krämerei, ſoll die Konzeſſionspflichtigkeit aufhören, inſoweit dazu ſeit⸗ 
her von Staatsbehörden Konzeſſionen ertheilt wurden. | 
(Nr. 6598,) Die 


Wem genen gertihe Venn 

N 
e e Unserer Sachen Untersu 105 Begeuen 
Säit Inſi iegel. f 
Gegeben Berlin, den 29. Mir ärz 1867. 


5 0. 80 Wilheln. 
Gr. v. Bismarck⸗ Sc önpaufen Frh. v. d. Seht b. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz v ; Mühlen. Gr. zur Lippe. „ 


Gr. zu Eulenburg. = 
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